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Pflegezentrum Feld – Pensionsvertrag 

Langzeitaufenthalt ☐                             Kurzzeitaufenthalt ☐ 

  
Hinweis: 
Dieser Pensionsvertrag stellt keinen Mietvertrag im Sinne von Art. 253 ff. des Obligationenrechts dar. Die 
Pensionstaxe ist kein Mietzins und die Kündigungsbestimmungen bei Wohnräumen sowie die Bestimmungen über 
die Erstreckung von Mietverhältnissen sind nicht anwendbar. Fragen, die in dieser Vereinbarung nicht geregelt 
sind, werden nach den Bestimmungen des Auftragsrechts gemäss Art. 394 ff. des Obligationenrechts beurteilt.  
  
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird die männliche Form verwendet. Die Angaben beziehen sich auf 
Personen beider Geschlechter. 
  

1. Vertragsparteien 
  
Der vorliegende Pensionsvertrag wird abgeschlossen zwischen 
  
Leben im Alter Oberkirch AG 
Pflegezentrum Feld    nachfolgend „Institution“ genannt 
Feld 1 
6208 Oberkirch 

und  
  
      nachfolgend „Bewohner“ genannt 
  
  
 
  
Für den Fall, dass der Bewohner urteilsunfähig ist, sind für den Abschluss dieses Vertrages 
und danach für die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag folgende Personen zur Vertretung 
berechtigt: 

a. die in einem Vorsorgeauftrag bezeichnete Person 
b. der Beistand mit schriftlicher Zustimmung der Erwachsenenschutzbehörde 
c. der Ehegatte oder der eingetragene Partner 
d. die Person, welche mit dem Bewohner einen gemeinsamen Haushalt geführt hat und 

regelmässig und persönlich Beistand leistet (gemäss Kaskade bei medizinischen 
Massnahmen). 

e. Sollen weitere Familienangehörige Zugang zu persönlichen Informationen erhalten, ist 
dies vom Bewohner mit schriftlicher Zustimmung der Geschäftsleitung mitzuteilen.  
  

Die unten aufgeführte Person gilt für die Institution in jedem Fall in finanziellen und 
pflegerischen Fragen als 1. Ansprechperson. Der Informationsfluss innerhalb der Familie wird 
durch diese Person sichergestellt. Dies wird mit separater Vollmacht für Auskunftserteilung 
geregelt. 
  
nachfolgend „Vertretung“ genannt 
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2. Vertragsgegenstand 
  
Der Bewohner bewohnt das Zimmer Nr.       

☐ Einzelzimmer (Langzeit) mit Nasszelle (Dusche/WC) 

☐ Doppelzimmer (Langzeit) mit gem. Nasszelle (Dusche/WC) 

☐ Einzelzimmer (Kurzzeit) mit Nasszelle (Dusche/WC) 

☐ Doppelzimmer (Kurzzeit) mit gem. Nasszelle (Dusche/WC) 

  

3. Vertragsdauer 
  

3.1 Beginn – Langzeitaufenthalt 

Dieser Pensionsvertrag beginnt mit dem Eintrittstag am       und ist mit der Unterzeichnung 
durch die bezeichneten Parteien verbindlich. Er ist auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. 

 3.1.1 Auflösung – Langzeitaufenthalt 
Dieser Vertrag erlischt nicht bei Eintritt von Urteils- bzw. Handlungsunfähigkeit. Er kann von 
beiden Parteien, unter Einhaltung einer Frist von einem Monat, auf das Ende jeden Monats 
schriftlich gekündigt werden. Bei Eintritt der Urteils- bzw. Handlungsunfähigkeit muss die 
Auflösung durch die zur Vertretung berechtigte Person schriftlich erfolgen. 
  
3.1.2 Todesfall – Langzeitaufenthalt 

Im Todesfall endet das Vertragsverhältnis spätestens 17 Tage (max. 10 Tage für 
Zimmerräumung + 7 Tage Zimmeraufbereitung) nach dem Todestag. Während dieser Zeit ist 
die Pensions- und Betreuungstaxe Langzeit abzüglich der Verpflegungskosten, von den Erben 
und/oder Hinterbliebenen des Bewohners zu entgelten. Das Zimmer ist innert 10 Tagen zu 
räumen. Ist dies nicht der Fall, ordnet die Geschäftsleitung die Räumung auf Kosten der Erben 
und/oder Hinterbliebenen an. 
  
3.2 Beginn – Kurzzeitaufenthalt 

Dieser Pensionsvertrag beginnt mit dem Eintrittstag am       und endet am      . Er ist mit der 
Unterzeichnung durch die bezeichneten Parteien verbindlich.  
  
3.2.1 Auflösung – Kurzzeitaufenthalt 

Dieser Vertrag ist auf das, unter Punkt 3.2 angegebene Enddatum, befristet. Der befristete 
Pensionsvertrag endet in der Regel mit dem vereinbarten Enddatum, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf. Bei Austritt vor Ablauf der vertraglich vereinbarten Vertragsdauer wird 
gemäss Taxordnung eine reduzierte Tagestaxe verrechnet. Wenn das Austrittsdatum nicht 
definiert werden kann, muss das Austrittsdatum spätestens 5 Werkstage vor dem Austritt der 
Geschäftsleitung schriftlich gemeldet werden. Bei vorzeitigem Austritt wird ebenfalls eine 
reduzierte Tagestaxe verrechnet. Kann das Zimmer vor Ablauf der Vertragsdauer bzw. vor 
Ablauf der 5 Tage wiederbelegt werden, entfällt die Verrechnung ab diesem Zeitpunkt. 
  
3.2.2 Umwandlung Kurzzeitaufenthalt in einen Langzeitaufenthalt 

Wenn der Kurzzeitaufenthalt in einen Langzeitaufenthalt umgewandelt werden soll, ist dies 
frühzeitig aber bis spätestens 10 Werkstage vor dem geplanten Enddatum schriftlich der 
Geschäftsleitung mitzuteilen. 
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3.2.3 Todesfall - Kurzzeitaufenthalt 

Das Vertragsverhältnis endet spätestens 7 Tage (max. 5 Tage für Zimmerräumung + 2 Tage 
Zimmeraufbereitung) nach dem Todestag. Ist bis zum 6. Tag keine Zimmerräumung erfolgt, 
ordnet die Geschäftsleitung diese auf Kosten der Erben und/oder Hinterbliebenen an. 
Während dieser Zeit ist die Pensions- und Betreuungstaxe Kurzzeit abzüglich der 
Verpflegungskosten, von den Erben und/oder Hinterbliebenen des Bewohners zu entgelten.  
  
3.4 Ausserordentliche Kündigung 

Eine ausserordentliche Kündigung kann per sofort oder auf eine kürzere als die ordentliche 
Vertragsdauer ausgesprochen werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. Als wichtige Gründe 
gelten Umstände, die die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses für die eine oder andere 
Partei als unzumutbar erscheinen lassen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn: 
  

a. Der Bewohner den Verpflichtungen aus dem Pensionsvertrag trotz Ermahnung nicht 
nachkommt. 

b. Der Bewohner den Betrieb und das Zusammenleben in der Institution in schwerer 
Weise stört. 

c. Der Bewohner aus dringenden gesundheitlichen Gründen auf eine andere Unterkunft 
angewiesen ist. 

d. Andere Bewohnende oder Mitarbeitende sexuell (verbal und/oder körperlich) 
belästigt. 

e. Rassistisches Verhalten wird nicht toleriert und umfasst jegliche rassistischen 
Äusserungen oder Handlungen, einschliesslich Beleidigungen, Abgrenzungen, 
Diskriminierungen, Drohungen, das Zeigen rassistischer Symbole und jede Form 
rassistisch motivierter Aggressionen. 

  

4. Entschädigung 
  

4.1 Tarife und Preise 
  
4.1.1 Allgemein 

Die Taxordnung und das Reglement bilden einen integrierenden Bestandteil dieses 
Pensionsvertrages. Mit der Unterzeichnung dieses Pensionsvertrages erklärt der Bewohner 
bzw. dessen Vertreter, dass er die aktuell geltende Taxordnung und das Reglement erhalten 
und gelesen hat und diese als Grundlage für die Verrechnung der von ihm bezogenen 
Leistungen vollumfänglich akzeptiert. 
  
Die Finanzierung der Institution hat gemäss §14, Abs. 1 Pflegegesetz nach dem Grundsatz 
der voll kostendeckenden Tarife und Taxen zu erfolgen. Die Institution ist berechtigt, die 
Taxordnung jederzeit durch einseitige Erklärung zu ändern. Die Änderung der Taxordnung 
begründet keinen neuen Vertrag. Sie kann nur unter Einhaltung einer Frist von 1 Monat (analog 
der Kündigungsfrist) jeweils auf das Ende eines Kalendermonats in Kraft treten. 
  
4.1.2 Festlegung der Taxen 

Die Kosten setzen sich zusammen aus den Aufwendungen für die Pension (Wohnen), die 
Pflege und die nicht KVG-pflichtigen Leistungen (Betreuung, Animation, Freizeit) sowie den 
zusätzlichen individuellen Kosten. Alle Taxen richten sich nach den Betriebskosten der 
Institution. Die Teilübernahme von Dienstleistungen durch Angehörige und/oder 
Bezugspersonen führt nicht zu einer Taxreduktion. 
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4.1.3 Taxen (Leistungsumfang, Kostenverantwortung) 

4.1.3.1 Pensionstaxe (Wohnen) 

a. Unterkunft im Einzelzimmer oder Doppelzimmer, möbliert mit Bett (inkl. Bettinhalt), 
Nachttisch, Nachttischlampe, Einbauschrank, 1 Tisch, 2 Stühle 

b. Vollpension inkl. 1 alkoholfreies Getränk und 1 Kaffee zur Mahlzeit, Mineralwasser im 
Zimmer 

c. 24 h Präsenz des Pflegepersonals 
d. Bett- und Frottierwäsche und Reinigen derselben 
e. Waschen und Bügeln der privaten Wäsche 
f. Wöchentliche Reinigung des Zimmers/regelmässige Reinigung der Nasszelle 
g. Heizung, Strom, Wasser 
h. Anteil an den allgemeinen Infrastrukturkosten 

Die Pensionstaxe / Pensionskosten werden vom Bewohner getragen. Nicht in Anspruch 
genommene Leistungen führen nicht zu einer Preisreduktion. 
  
4.1.3.2 Pflegetaxe 
Die Gesamtkosten für KVG-Pflichtleistungen legt die Krankenpflege-Leistungsverordnung 
KLV Art. 7 fest.  
  
Dabei handelt es sich insbesondere um: 

a. Massnahmen der Abklärung und der Beratung 
b. Massnahmen der Untersuchung und der Behandlung 
c. Massnahmen der Grundpflege 
d. Anteil an den allgemeinen Infrastrukturkosten der Pflege 

  
Der Pflegeaufwand und die damit verbundene Taxeinstufung werden mit dem 
Bedarfserfassungssystem BESA erhoben. Aufgeteilt ist die Erfassung in 12 Stufen.  
  
Gemäss Pflegegesetz werden die Kosten für die Pflege folgendermassen aufgeteilt: 

a. Beiträge Versicherer (Tarif vom Bundesrat festgelegt) 
b. Beiträge öffentliche Hand (bzw. Restkosten Gemeinden, festgelegt vom 

Regierungsrat) 
c. Beiträge Bewohner (höchstens 20% des maximalen Krankenkassenbeitrages) 

  
Die Pflegekosten werden abzüglich der Beiträge des Versicherers (Krankenkasse) und der 
öffentlichen Hand (Pflegekostenbeitrag Gemeinde) direkt dem Bewohner in Rechnung gestellt. 
  
Im Kanton Luzern werden nur Pflegebeiträge an Bewohner mit zivilrechtlichem Wohnsitz in 
einer Luzerner Gemeinde bezahlt. Bis zum Vorliegen einer Kostengutsprache des 
betreffenden Kantons, der betreffenden Gemeinde zur Übernahme der Restkosten werden 
dem Bewohner mit ausserkantonalem Wohnsitz oder in einer anderen Gemeinde allfällige 
Beiträge direkt in Rechnung gestellt und müssen von ihm gemäss Zahlungsfrist an die 
Institution überwiesen werden.  
  
4.1.3.3 Nicht KVG-pflichtige Kosten/Betreuung 
Die nicht KVG-pflichtigen Kosten umfassen unter anderem die Kosten für Hilfe- und 
Betreuungsleistungen, die notwendig sind und nicht KVG-Leistungen darstellen und darum 
von den Pflegekosten abgegrenzt werden müssen. Sie umfassen Kosten für Leistungen, die 
infolge Alter, Invalidität, Unfall oder Krankheit notwendig sind.  
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Insbesondere handelt es sich dabei um: 
a. Hilfestellung in der Tagesgestaltung, Koordination zwischen den verschiedenen, 

internen und externen Diensten, Sicherheitsbereitschaft Tag und Nacht, organisieren 
und durchführen von Arztvisiten. 

b. Anlässe der Aktivierung und Alltagsgestaltung (Ausflüge, Veranstaltungen, Konzerte) 
c. Anteil an den allgemeinen Infrastrukturkosten 

  
Die nicht KVG-pflichtigen Kosten werden dem Bewohner in Rechnung gestellt. 
  
4.1.3.4 Nebenkosten 
Der Bewohner respektive dessen Vertretung bezahlt die privaten Auslagen sowie Leistungen, 
die nicht mit der Pensions- und Betreuungstaxe oder mit der Pflegetaxe abgegolten sind, 
separat nach den effektiven Aufwendungen (siehe Taxordnung). In der Taxordnung, die einen 
integrierenden Bestandteil dieses Vertrages bildet, sind die Preise für die Pensions- und 
Betreuungstaxe, die Pflegetaxe wie auch für die privaten Auslagen im Detail aufgeführt.  
  
4.1.4 Leistung einer Depotzahlung 
Der Bewohner hat vor dem Eintrittsdatum ein unverzinsliches Depot für die anfallenden 

Kosten für Aufenthalt, Pflege und anderen Dienstleistungen von: 

  

• CHF 6'500.00 

  

zu hinterlegen. Anstelle einer Depotzahlung kann auch durch die zuständige Behörde eine 

subsidiäre Kostengutsprache geleistet werden. 

  

Der Bewohner ist damit einverstanden, dass bei Beendigung des Pensionsvertrages noch 

offenstehende Verpflichtungen seinerseits mit dem Depot verrechnet werden. Nach 

Beendigung des Pensionsvertrags wird das Depotgeld an die Anspruchsberechtigten 

überwiesen.  

  
4.1.5 Information des Bewohners 

Bei Änderung der Taxordnung informiert die Institution den Bewohner bzw. dessen Vertretung 
jeweils schriftlich über die zu erwartenden Kosten für Aufenthalt, Pflege und nicht KVG-
pflichtige Leistungen/Betreuung (gemäss geltender Taxordnung). 
  

4.2 Rechnungstellung 

Die Institution stellt dem Bewohner bzw. dessen Vertretung die Kosten für den Aufenthalt auf 
der Grundlage der geltenden Taxordnung monatlich in Rechnung. Der Ein- und Austrittstag 
gilt als Anwesenheit. 
  
Die Rechnungen sind innert 20 Tagen ab Rechnungsdatum zahlbar. Erfolgt die Zahlung nicht 
innerhalb der genannten Frist, gerät der Bewohner in Zahlungsverzug, wodurch das 
Pflegezentrum Feld berechtigt ist, von dem betreffenden Zeitpunkt an, Zinsen in Höhe von 5 
% zu berechnen.  
Gerät ein Bewohner in Zahlungsverzug, so mahnt das Pflegezentrum Feld schriftlich oder 
telefonisch. Das Pflegezentrum behält sich vor, Mahngebühren für die ausgestellten 
Mahnungen von CHF 20.00/Mahnung zu verrechnen. 
  
Allfällige Beanstandungen der Rechnungen sind innert 14 Tagen seit deren Ausstellung 
schriftlich an die Geschäftsleitung des Pflegezentrum Feld zu richten. Für Rückfragen steht 
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die Administration gerne zur Verfügung. Erfolgt innerhalb der gesetzten Frist keine 
Beanstandung der Rechnung, gilt diese als anerkannt. Beanstandet der Bewohner die Qualität 
der Leistungen, darf er daraus abgeleitete Ansprüche nicht mit den in Rechnung gestellten 
Kosten verrechnen. 
  
 

5. Rechte und Pflichten 
  
5.1 Der Institution 

Die Institution achtet darauf, die Privatsphäre des Bewohners, soweit es seine angemessene 
pflegerische, medizinische und soziale Betreuung zulässt, zu respektieren und zu wahren. 
  
Zur Sicherstellung einer angemessenen pflegerischen, medizinischen und sozialen Betreuung 
sind die Mitarbeitenden der Institution befugt, das Zimmer (auch bei Abwesenheit des 
Bewohners), ohne Ankündigung, zu betreten. 
  
Die Institution verteilt die Postsendungen in das Zimmer des Bewohners. Um- oder 
Weiterleitung von Postsendungen sind der Institution schriftlich und vom Bewohner 
unterzeichnet in Auftrag zu geben. 
  
Die Institution verpflichtet sich, die Bewegungsfreiheit des Bewohners nur einzuschränken, 
wenn weniger einschneidende Massnahmen nicht ausreichen oder von vornherein als 
ungenügend erscheinen und diese Massnahmen dazu dienen, eine ernsthafte Gefahr für das 
Leben oder die körperliche Integrität des Bewohners oder Dritter abzuwenden oder, um eine 
schwerwiegende Störung des Gemeinschaftslebens der Institution zu beseitigen. Vor der 
Einschränkung der Bewegungsfreiheit wird dem Bewohner sowie der massgeblichen 
Vertretungsperson die Massnahme erklärt und protokolliert. Im Protokoll wird auch Zweck, Art 
und Dauer der eingeschränkten Bewegungsfreiheit aufgeführt. Die Person, die den Bewohner 
vertritt, kann jederzeit gegen diese Massnahme schriftlich bei der 
Erwachsenenschutzbehörde, ohne Wahrung einer Frist, Beschwerde einreichen. 
  
Die Institution verpflichtet sich, die Persönlichkeit des Bewohners zu schützen und fördert so 
weit als möglich auch Kontakte ausserhalb der Institution. Bei gravierenden Vorfällen ist die 
Institution verpflichtet, die Erwachsenenschutzbehörde zu benachrichtigen. 
  

5.2 Des Bewohners 

Der Bewohner hat das Recht, sein Zimmer mit eigenem Mobiliar und eigenen Gegenständen 
einzurichten, soweit dadurch die Betreuung und Pflege durch die Mitarbeitenden der Institution 
nicht eingeschränkt werden, es die Zimmergrösse zulässt und die feuerpolizeilichen 
Vorschriften eingehalten werden. 
 
Zur Sicherstellung eines einwandfreien Datenflusses sind die Rechnungsempfänger 
verpflichtet, Änderungen der Korrespondenzadresse, Grundinformationen des 
Krankenversicherers (neue Krankenkassenkarte, Versicherungsnummer) oder allfällige 
Veränderungen des zivilrechtlichen Wohnsitzes des Bewohners umgehend der Administration 
schriftlich mitzuteilen. 
  
Mit der Unterschrift gibt der Bewohner das Einverständnis, dass die persönlichen Daten über 
den Gesundheitszustand im Rahmen der Bedarfsabklärung erhoben und elektronisch 
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aufbewahrt werden. Der Bewohner nimmt zur Kenntnis, dass die Institution sicherstellt, dass 
persönliche Daten gemäss Datenschutzgesetz verwaltet werden. 
Durch die Unterschrift nimmt der Bewohner Kenntnis davon und erteilt gleichzeitig sein 
Einverständnis dafür, dass die Institution in Einzelfällen und auf ein entsprechendes Begehren 
des Versicherers (AHV/IV, Krankenkasse) hin verpflichtet ist, dem Versicherer Akteneinsicht 
zu gewähren. Die Akteneinsicht dient zur Überprüfung der Rechnungsstellung, des 
Controllings und/oder der Festlegung des Leistungsanspruchs. Mit der Vollmacht für 
Auskunftserteilung kann der Bewohner zusätzliche Personen/Stellen zum Erhalt von 
Informationen bestimmen. 
Der Bewohner hat das Recht, diese Akteneinsicht auf den Vertrauensarzt des Versicherers zu 
beschränken. Nimmt er dieses Recht nicht wahr, kann die Institution der Administration des 
Versicherers die erforderliche Akteneinsicht gewähren. In diesem Falle entbindet der 
Bewohner die Institution vom Arztgeheimnis und von der Schweigepflicht.  
  
Es ist sinnvoll und zwingend, der Institution eine Kopie des Vorsorgeauftrags und/oder einer 
Patientenverfügung zu übergeben. Die sich durch einen Vorsorgeauftrag legitimierende 
Person muss der Institution eine Kopie der Urkunde der Erwachsenschutzbehörde 
aushändigen. In diesem Dokument sind die Befugnisse der bezeichneten Person aufgelistet. 
Das Vorhandensein eines Vorsorgeauftrages beim Zivilstandsamt oder die Kopie davon 
genügt allein noch nicht für die Legitimation der mit einem Vorsorgeauftrag betrauten Person 
gegenüber der Institution. 
  
In den Räumlichkeiten der Einrichtung sind Aktivitäten von Sterbehilfeorganisationen wie 
beispielsweise Exit erlaubt. Insbesondere steht es den Bewohnern zu, Gespräche mit 
Vertretern solcher Organisationen zu führen. Auch die Durchführung der Suizidbeihilfe (auch 
begleiteter Suizid genannt) ist gestattet. Das Personal beteiligt sich jedoch in keiner Art und 
Weise an der Durchführung des begleiteten Suizids. 
  

6. Haftungsausschluss 
  
Generell haftet die Institution nicht für Diebstähle von Wertgegenständen und anderen 
Effekten des Bewohners, sofern diese nicht der Administration zur Verwahrung an einem 
sicheren Ort übergeben worden sind (nur in Ausnahmefällen und für eine begrenzte Dauer 
möglich). Der Bewohner ist für die Sicherheit seiner mitgebrachten Gegenstände selbst 
verantwortlich. Jedem Bewohner steht ein elektronisch gesicherter Tresor zur Verfügung. 
  
Die Institution ist bemüht, gemäss dem Konzept „Freiheits- und bewegungseinschränkende 
Massnahmen“ für eine adäquate Sicherheit des betroffenen Bewohners zu sorgen. Für 
eventuelle Schäden und Umtriebe aufgrund Weglaufens des Bewohners, übernimmt die 
Institution keine Haftung. 
  
Die Institution übernimmt keine Haftung für verlorengegangene Gegenstände oder persönliche 
Effekte, wie Prothesen, Brillen, Hörgeräte usw. 
  
Die Bewohner der Institution sind einer Kollektiv-Haftpflichtversicherung angeschlossen. Die 
Privathaftpflichtversicherung, welche vor Eintritt bestanden hat, kann somit gekündigt werden. 
Der Abschluss einer persönlichen Hausrat- und Wertsachen-Versicherung wird empfohlen. 
  
 

7. Datenschutz 
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Die Institution verpflichtet sich, im Umgang mit den persönlichen Daten des Bewohners die 
Bestimmungen des revidierten Datenschutzgesetzes (revDSG) anzuwenden.  
 

8. Bestandteile des Vertrages 
  
Die nachfolgend aufgeführten Dokumente bilden einen integrierenden Bestandteil dieses 
Vertrages: 

a. Bewohnerdatenblatt (Anmeldeformular) 
b. Aktuelle Taxordnung 
c. Reglement 
d. Einwilligungserklärung in die Verarbeitung personenbezogenen Daten gemäss 

DSGVO 
  

9. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
  
Dieser Vertrag untersteht ausschliesslich schweizerischem Recht. Im Falle von Streitigkeiten 
über oder aus diesem Vertrag gilt als Gerichtsstand der Sitz der Institution. Sollten sich 
Bestimmungen dieses Vertrages als rechtlich unzulässig oder sachlich nicht nachvollziehbar 
erweisen, berührt dies die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht. 
  
Bei Differenzen steht dem Bewohner bzw. deren Vertretung der Verein Unabhängige 
Beschwerdestelle für das Alter UBA Zentralschweiz, 6000 Luzern, Tel. 058 450 62 62 oder  
E-Mail zentralschweiz@uba.ch beratend zur Verfügung. 
  

10. Schlussbestimmungen 
  
Allfällige Vertragsänderungen sind dem Bewohner und der Vertretung schriftlich mitzuteilen. 
Mit Unterzeichnung durch beide Vertragsparteien tritt dieser Pensionsvertrag in Kraft. 
Dieser Vertrag wird in zweifacher Ausführung ausgestellt und unterzeichnet. Jede 
Vertragspartei erhält ein unterzeichnetes Exemplar. 
  

11. Zusatzvereinbarung 
  
- keine 
 
 Oberkirch,  
  
  
  
 
Pflegezentrum Feld, Shirin Ciftci, Geschäftsleiterin 

 
 
 
 
Pflegezentrum Feld, Renata Muff, Bereichsleitung Pflege und Betreuung 

  
 
 

mailto:zentralschweiz@uba.ch
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Name                    

 
 
 
Beilagen: Vertragsbestandteile gemäss Ziffer 8   Version 31.12.2025 


